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Entscheide
auf dem Gebiete des eidgenössischen u. kantonalen Fürsorgewesens

insbesondere des Konkordates betr. wohnörtliohe Unterstützung
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1. JAHRGANG NR. 12 1.DEZE9IBER 193§

A. Entscheide des Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartementes
gemäß Art. 18 des Konkordates über die wohnörtliche Unterstützung

XXXI.
Der Heimruf ist nur zulässig, wenn der Heiinatkanton nachweisen kann, daß
die in Art. 14 des Konkordates genannten Voraussetzungen erfüllt sind. (Luzern c.
Schwyz i. S. A. K.-B., von Gersau, in Emmen, vom 2. Juni 1938.)

In tatsächlicher Beziehung:

A. K.-B., von Gersau (Schwyz), verheiratet und Vater von sechs Kindern,
war früher in seinem Heimatkanton im Hotelfach tätig und befindet sich nunmehr
seit einiger Zeit mit seiner Familie in Emmenbrücke, Gemeinde Emmen (Luzern),
wo er mit seiner Ehefrau eine Wäscherei betreibt und daneben Aushilfsarbeiten
in Gärten verrichtet. Seit Ende des Jahres 1936 ist die Familie dauernd
unterstützungsbedürftig. Die Unterstützung wird nach Konkordat geleistet, wobei der
Heimatkanton Schwyz drei Viertel zu bezahlen hat. Die Unterstützung beträgt
monatlich 80 Fr. für Wohnungsmiete und rund 70 Fr. für den Lebensunterhalt;
es wird also nicht der ganze Lebensunterhalt der achtköpfigen Familie aus öffentlichen

Mitteln bestritten.
Am 9. April 1938 beschloß der Regierungsrat des Kantons Schwyz, unter

Anrufung von Art. 14 und Art. 17, lit. e, des Konkordates über die wohnörtliche
Unterstützimg, den Heimruf des A. K. und seiner Familie, mit folgender
Begründung: „Die Unterstützung muß als dauernd betrachtet werden. Die Armenpflege

Gersau ist bereit, dem A. K. in der Heimatgemeinde Arbeit zu verschaffen."
Gegen diesen Beschluß richtet sich der vorliegende Rekurs. Das

Gemeindedepartement des Kantons Luzern hat am 30. April 1938 die erste Rekurseingabe
versehentlich ohne Unterschrift eingereicht. Am 9. Mai 1938, also noch innerhalb
der Rekursfrist, ging dem Eidg. Justiz- und Polizeidepartement ein zweites, dem
ersten gleichlautendes Exemplar der Rekursschrift zu, das ordnungsgemäß mit
Stempel und Unterschrift des Vorstehers des Luzerner Gemeindedepartements
versehen war. Luzern bestreitet, daß die in Art. 14 des Konkordates festgesetzten
Voraussetzungen für den Heimruf im vorliegenden Falle vorhanden seien, und
beantragt daher, der Heimruf sei aufzuheben und der Heimatkanton zur
konkordatsgemäßen Kostentragung zu verpflichten.
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Das Departement des Innern des Kantons Schwyz beantragt zunächst in
formeller Hinsicht, der Rekurs sei abzuweisen, weil die erste, maßgebende Rekurseingabe

keine Unterschrift getragen habe, daß nachträglich eine zweite,
unterzeichnete Rekursschrift eingesandt worden sei, ändere hieran nichts. Materiell
führt Schwyz aus, der Heimruf sei gerechtfertigt: K. sei dauernd armengenössig.
In Gersau könnte ihm eine viel billigere Wohnung verschafft werden. Sollte es

anfänglich nicht möglich sein, für K. im Hotelfach Arbeit zu finden, so könnte er
beim Straßenbau Vitznau-Gersau beschäftigt werden, eventuell beim Straßenbau
Schwyz-Muotathal und später bei der Pragel- oder der Axenstraße.

Hierüber hat das Departement in rechtliche Erwägung gezogen :
1. Formell : Nachdem innert der Rekursfrist eine zweite Rekurseingabe mit

ordnungsgemäßer Unterschrift eingereicht worden ist, besteht kein stichhaltiger
Grund, den Rekurs nicht als formgerecht eingereicht zu betrachten, weil bei einer
ersten Rekurseingabe versehentlich die Unterschrift fehlte ; entscheidend ist allein,
daß überhaupt eine richtig unterzeichnete und innert der Frist eingereichte
Rekurseingabe vorliegt.

2. Materiell : Folgende Konkordatsbestimmungen über den Heimruf kommen

im vorliegenden Falle in Betracht:
a) Art. 14, Abs. 1: Der Heimruf ist berechtigt, wenn dauernde

Unterstützungsbedürftigkeit vorhegt und dargetan werden kann, daß die Unterstützung
in der Heimat im Interesse des Unterstützungsbedürftigen vorzuziehen ist.
Dauernde Unterstützungsbedürftigkeit ist bei K. vorhanden; daß aber der Heimruf

in seinem Interesse läge, ist nicht dargetan und trifft auch nicht zu. Die
Tatsache, daß in der Heimatgemeinde eine billigere Wohnung zu haben wäre, genügt
hierfür nicht. Daß aber die achtköpfige Familie besser daran wäre, wenn K. seine

gegenwärtige Beschäftigung aufgäbe und sich als Straßenarbeiter einstellen ließe,
erscheint als ausgeschlossen.

b) Art. 14, Abs. 2: Wenn, wie im vorliegenden Falle, der Heimatkanton
drei Viertel der Unterstützungskosten zu tragen hat, kann er bei Arbeitslosigkeit
oder Erwerbsunfähigkeit heimrufen, sofern seit sechs Monaten unterstützt worden
ist, wenn er dartut, daß für den Arbeitslosen ausreichender Verdienst von
angemessener Dauer und für den Erwerbsunfähigen angemessene Versorgung in der
Heimat vorhanden ist. Auch diese Voraussetzung trifft im vorliegenden Falle nicht
zu. K. ist weder arbeitslos noch erwerbsunfähig. Und selbst wenn man ihn, zu
Unrecht, als arbeitslos betrachten wollte, so wäre nicht dargetan, daß in der
Heimat ausreichender Verdienst von angemessener Dauer vorhanden sei. Es ist
so gut wie sicher, daß der Verdienst eines ungelernten Straßenarbeiters für die
achtköpfige Familie nicht ausreichen würde; ob K., auch bei gutem Arbeitswillen,
fähig wäre, auf die Dauer in befriedigender Weise eine Arbeit zu leisten, für die er
kaum die nötige Eignung besitzt, ist zum mindesten unsicher.

Der Heimruf ist demnach nicht gerechtfertigt und muß aufgehoben werden.

Aus diesen Gründen hat das Departement erkannt:
Der Rekurs wird gutgeheißen, der Heimrufbeschluß aufgehoben. A. K. und

seine Familie sind weiterhin nach Konkordat zu unterstützen.
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